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15. Bundesversammlung 
der Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, Sonntag, den 18. März 2012 


Stenografischer Bericht 

Beginn: 12.00 Uhr 


Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert: 

Nehmen Sie bitte Platz. 

Meine Damen und Herren! Verehrte Gäste! Herzlich 
willkommen allen Mitgliedern der Bundesversammlung, 
ganz besonders den Frauen und Männern, die heute zum 
ersten Mal an der Wahl unseres Staatsoberhauptes teil- 
nehmen. 

Ich begrüße die Repräsentanten unserer Verfassungs- 
organe: die Mitglieder des Bundestages, der Bundesre- 
gierung, des Bundesrates, des Bundesverfassungsge- 
richts, die von den Landtagen gewählten Wahlmänner 
und Wahlfrauen. Für alle stellvertretend nenne ich na- 
mentlich den Präsidenten des Bundesrates, Horst 
Seehofer, der in den vergangenen vier Wochen die Be- 
fugnisse des Bundespräsidenten wahrgenommen hat und 
dem ich dafür Dank und Respekt ausspreche. 

(Beifall) 

Ich heiße auch die Botschafter und Repräsentanten 
vieler Länder willkommen, die mit ihrer Anwesenheit 
zeigen, dass die heutige Wahl auch im Ausland, bei un- 
seren Freunden und Partnern weit über die Europäische 
Union hinaus, großes Interesse findet. 

Schließlich begrüße ich alle, die diese Bundesver- 
sammlung im Rundfunk, im Fernsehen oder im Intemet- 
angebot des Deutschen Bundestages verfolgen. 

All denen, die an diesem denkwürdigen Wochenende 
hier in Berlin ihren Geburtstag feiern, möchte ich per- 
sönlich und sicher auch im Namen aller Mitglieder der 
Bundesversammlung herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, nach dem Grundgesetz 
wird der Bundespräsident für fünf Jahre gewählt. 

(Heiterkeit und Beifall bei Mitgliedern der 
Bundesversammlung) 


- Ich entnehme der spontanen Beifallsbekundung, dass 
Änderungen der Verfassung insofern nicht beabsichtigt 
sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei Mitgliedern der 
Bundesversammlung) 

Dass die Abstände in jüngerer Zeit immer kürzer wur- 
den, wird niemand für eine Errungenschaft halten. 

(Beifall) 

Wir sollten uns alle bemühen, die politische Realität 
auch in dieser Hinsicht wieder näher an die Verfassungs- 
norm zu bringen. Der vorzeitige Wechsel im höchsten 
politischen Amt der Republik ist weder eine Staatskrise 
noch eine Routineangelegenheit. 

Diese heutige Versammlung findet nur 20 Monate 
nach der letzten Bundesversammlung statt, die am 
30. Juni 2010 Christian Wulff zum zehnten Bundespräsi- 
denten der Bundesrepublik Deutschland gewählt hat. 
Die Geschichte dieser kurzen Präsidentschaft wird zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt geschrieben werden. 

Die Umstände des Rücktritts und die Gründe, die 
dazu geführt haben, werden erst mit angemessenem Ab- 
stand zu den Ereignissen fair zu bewerten sein. Dabei 
geht es auch um das Verhältnis von Amt und Person, um 
Erwartungen an Amtsträger, aber auch um die Rolle der 
Öffentlichkeit, der öffentlichen wie der veröffentlichten 
Meinung. Dies gilt für Befeiligfe und Betroffene wie für 
Beobachfer. Es gibt durchaus Anlass für selbsfkritische 
Befrachtungen, nicht nur an eine Adresse. 

(Beifall) 

Manches war bitter, aber unvermeidlich. Manches 
war weder notwendig noch angemessen, sondern würde- 
los, von der zunehmenden Enthemmung im Internet, im 
Schutze einer tapfer verteidigten Anonymität, gar nicht 
zu reden. 

(Beifall) 
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Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert 

(A) Unsere Verfassung schreibt vor, dass spätestens 
30 Tage nach dem Rücktritt des Bundespräsidenten eine 
neue Bundesversammlung einzuberufen ist. Ich habe 
Sie, meine Damen und Herren, innerhalb dieser Frist 
zum 18. März eingeladen. Dieser Tag, der 18. März, ge- 
hört zu den Daten, an denen ähnlich wie am 9. Novem- 
ber immer wieder deutsche Geschichte geschrieben 
wurde. Dieser Tag steht wie nur wenige andere in einer 
bemerkenswerten Traditionslinie der deutschen Ge- 
schichte. 

Am 18. März 1793 wurde die Mainzer Republik pro- 
klamiert. Sie war unter dem Eindruck und unter dem 
Einfluss der Französischen Revolution der erste radikal- 
demokratische Versuch deutscher Jakobiner, eine Repu- 
blik zu gründen. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

- Es müssen sich jetzt nicht bei jedem Datum die tat- 
sächlichen oder vermeintlichen Erben der jeweiligen Er- 
eignisse zu Wort melden. 

(Heiterkeit und Beifall) 

55 Jahre später, am 18. März 1848, begann die erste 
deutsche Revolution. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

- Eigentlich hätten es jetzt ein paar mehr sein müssen. - 

(Heiterkeit und Beifall) 

(B) Die Demonstranten forderten damals auch hier, unweit 
vom heutigen Platz der Republik, Freiheit und Demokra- 
tie und die deutsche Einheit, einen deutschen National- 
staat. Schon im Februar 1848 formierte sich in der Berli- 
ner Bevölkerung politischer Protest. Forderungen nach 
Reformen, nach Bürger- und Menschenrechten wurden 
immer lauter. 

Der Barrikadenkampf, der am 18. März 1848 in Ber- 
lin begann, war ein gewaltiger, auch gewalttätiger 
Schritt auf dem Weg zur Demokratie in Deutschland. 
Bereits seit Anfang des Monats hatten sich in Berlin 
Menschen vor dem Schloss versammelt, um Presse- und 
Versammlungsfreiheit und eine Volksvertretung zu for- 
dern. Am 18. März 1848 waren es Schüsse von Soldaten 
in die versammelte Menge vor dem Berliner Schloss, die 
zur Katastrophe führten. Das war der berühmte Funken, 
der das Pulverfass zum Explodieren brachte, in der Kon- 
frontation des Militärs mit Handwerkern, Schriftstellern, 
Arbeitern, Dienstboten und Studenten. Am Ende des 
Barrikadenkampfes blieben mindestens 270 Tote auf den 
Straßen liegen, darunter viele Frauen, Jugendliche und 
Kinder. 

Die Revolution führte damals nicht zum Erfolg, aber 
wenige Monate später zur ersten gesamtdeutschen Na- 
tionalversammlung frei gewählter Abgeordneter, die 
eine Verfassung für ganz Deutschland berieten und be- 
schlossen, die freilich nie in Kraft getreten ist. Der 
„Friedhof der Märzgefallenen“ ist heute als bedeutender 
Schauplatz der Revolution ein authentischer Ort der De- 
mokratie. Seit dem vergangenen Jahr endlich wird dieses 


viele Jahre vernachlässigte Gelände im Berliner Fried- (C) 
richshain mit einer Dauerausstellung aufgewertet. Doch 
es hat lange gebraucht, bis die Bedeutung dieser Revolu- 
tion von 1848/49 allgemein erkannt und anerkannt 
wurde. 

Die Erinnerung an die Freiheitskämpfe blieb auch im 
Kalten Krieg gespalten. Die Märzereignisse und die 
Paulskirche wurden im geteilten Deutschland jeweils 
ideologisch vereinnahmt. Die DDR ehrte die Aufständi- 
schen des 18. März; die Bundesrepublik hingegen hob 
mit der Würdigung der Verfassunggebenden National- 
versammlung die deutsche Parlamentstradition hervor. 

1848 aber war beides - der proletarisch dominierte Auf- 
stand gegen die gewalttätige Obrigkeit und die vom Bür- 
gertum getragene parlamentarische Auflösung des Kon- 
flikts zwischen Krone und Volk. 

Meine Damen und Herren, am 18. März 1990 schließ- 
lich erfüllte sich mit den ersten freien Wahlen zur Volks- 
kammer der DDR eine der zentralen Forderungen nach 
Freiheit, für die zuvor in Ostdeutschland Hunderttau- 
sende auf die Straßen gegangen waren. 

(Beifall) 

Die herausragende Wahlbeteiligung bei diesen Volks- 
kammerwahlen - mehr als 93 Prozent - war ein bemer- 
kenswerter Beleg für das neu gewonnene demokratische 
Selbstbewusstsein der Bürger in der DDR. Damit mar- 
kiert dieser 18. März vor 22 Jahren auch die letzte 
Etappe eines langen und schwierigen Wegs zur deut- 
schen Einheit in Frieden und Freiheit. 

Der 18. März ist also ein nicht wegzudenkender Bau- (D) 
stein unserer Verfassungstradition; denn zur Vorge- 
schichte dieses Datums im Jahre 1 848 gehörten die soge- 
nannten Märzforderungen, die ein Jahr später in der 
Paulskirchen- Verfassung ihren deutlichen Niederschlag 
fanden. Insbesondere mit Blick auf die Grundrechte 
sollte diese erste demokratisch beschlossene Verfassung 
für ganz Deutschland alle weiteren Verfassungen unseres 
Landes prägen. Und schon damals wurde zu diesen 
Grundrechten auch und nachdrücklich die Pressefreiheit 
gezählt. 

Heute erfüllt die freie Presse eine wichtige und unver- 
zichtbare Kontrollfunktion in unserer Demokratie. Es 
gibt keine Demokratie ohne Transparenz und ohne Kon- 
trolle. Aber Demokratie ist mehr als der Anspruch auf 
organisierte Transparenz. Demokratie braucht auch Ver- 
trauen. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Sie gründet auch und vor allem auf dem Vertrauen in 
ihre Repräsentanten. 

(Beifall) 

Ein auf Dauer gesetztes Misstrauen zerstört nicht nur 
jede persönliche Beziehung, sondern macht auch die 
Wahrnehmung öffentlicher Ämter unmöglich. 

Mit keinem Amt verbinden sich mehr Erwartungen 
auf Vertrauen und Autorität als mit dem Amt, das wir 
heute durch diese Bundesversammlung neu zu besetzen 
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Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert 

(A) haben. Die Erwartungen und Hoffnungen an den Bun- 
despräsidenten sind riesig, wobei die Nüchternheit des 
Verfassungstextes wie die darin niedergelegten Aufga- 
ben und Kompetenzen in einem bescheidenen Verhältnis 
zu den hohen Erwartungen an den jeweiligen Amtsinha- 
ber stehen. 

Wie er oder sie das Amt ausfüllt, bleibt ihnen jeweils 
überlassen. Das war bei zehn Bundespräsidenten in mehr 
als 60 Jahren so, und das wird gewiss auch künftig so 
sein - und es ist auch gut so. Amt und Person sind in der 
Lebenswirklichkeit nicht voneinander zu trennen. Aber 
sie sind nicht dasselbe. Weder geht das Amt in der Per- 
son auf, noch die Person im Amt. Darauf sollten im Üb- 
rigen nicht nur die Gewählten Wert legen, sondern auch 
die Wählerinnen und Wähler. 

Meine Damen und Herren, es war über 30 Jahre lang 
gute Übung, Bundesversammlungen am 23. Mai, am 
Tag der Verkündung unseres Grundgesetzes, abzuhalten. 
Dies war uns schon wegen der besonderen Umstände der 
letzten Bundesversammlung nicht möglich, und das gilt 
ebenso für diese 15. Bundesversammlung. 

Es ist eine durchaus glückliche Fügung, dass wir uns 
heute an einem 18. März versammelt haben. Mir gefällt 
- den in der Verfassung vorgesehenen Normalfall vo- 
rausgesetzt, dass wir wieder in den üblichen Fünljahres- 
rhythmus zurückkehren -, dass künftig jeder Bundesprä- 
sident an einem 18. März gewählt oder vereidigt werden 
könnte. 

(Beifall) 

(B) Wenn damit die historischen Zusammenhänge, die Kon- 
tinuitäten und Brüche unserer Geschichte mehr in unser 
Bewusstsein rücken, wäre dies ein willkommener Bei- 
trag zu unserem demokratischen Selbstverständnis. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und komme 
nun zu den formellen Hinweisen, die ich zur Konstituie- 
rung der Bundesversammlung vorzutragen habe. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, die 15. Bundesversamm- 
lung besteht aus den 620 Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages und 620 Mitgliedern, die von den Länder- 
parlamenten gewählt worden sind. Die Präsidentinnen 
und Präsidenten der Länderparlamente haben mir mitge- 
teilt, welche 620 Mitglieder in den Ländern rechtsgültig 
gewählt worden sind. 

Das Mitglied der Bundesversammlung Udo Pastörs 
hat im Vorfeld der Bundesversammlung in einzelnen 
Ländern Einspruch gegen die Gültigkeit der dortigen 
Wahlen der Länderdelegierten erhoben. Sämtliche Ein- 
sprüche von ihm sind mangels Einspruchsberechtigung 
auf Länderebene zurückgewiesen worden. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Einspruchsberechtigt ist nach dem Gesetz nur jedes 
Mitglied des betreffenden Landtages und jeder dort in 
eine Vorschlagsliste aufgenommene Bewerber. Nunmehr 
wird von ihm verlangt, dass die Bundesversammlung da- 
rüber entscheidet. Ich habe Herrn Pastörs schriftlich mit- 


geteilt, dass sich nach dem Gesetz die Bundesversamm- (C) 
lung damit gar nicht befassen kann, weil über die 
Einsprüche in den betreffenden Ländern entschieden 
worden ist. 

Im Übrigen sind derart unzulässige Wahleinsprüche 
unter keinem Gesichtspunkt geeignet, die Zuständigkeit 
der Bundesversammlung zu begründen. 

Ein heute Morgen eingereichter neuerlicher Antrag 
mit dem gleichen Anliegen ist aus den genannten Grün- 
den offensichtlich unzulässig und kann von mir nicht zur 
Abstimmung gestellt werden. 

Zur Beschlussfähigkeit der Bundesversammlung ist 
die Anwesenheit von mindestens 621 Mitgliedern erfor- 
derlich. Ich habe den begründeten Eindruck, dass dies 
der Fall ist. Widerspricht jemand dieser Einschätzung? - 
Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich hiermit die Be- 
schlussfähigkeit der Bundesversammlung fest. 

Nach § 8 des Gesetzes über die Wahl des Bundesprä- 
sidenten findet die Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages auf den Geschäftsgang der Bundesver- 
sammlung sinngemäße Anwendung, sofern sich die 
Bundesversammlung nicht eine eigene Geschäftsord- 
nung gibt. Mir liegen Anträge zur Geschäftsordnung 
vor, die auch in der Osthalle ausliegen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke, 
Bündnis 90/Die Grünen sowie die Delegierten der 
Freien Wähler haben den folgenden Antrag gemeinsam 
eingebracht: 

Die 15. Bundesversammlung wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
findet sinngemäß auf die 15. Bundesversammlung 
mit der folgenden Maßgabe Anwendung: 

Geschäftsordnungsanträge und andere Anträge 
können nur schriftlich gestellt werden. Eine münd- 
liche Begründung und eine Aussprache finden nicht 
statt. 

Wir stimmen über diesen Geschäftsordnungsantrag 
nun ab. Wer stimmt diesem Antrag zu, den bitte ich um 
das Handzeichen? - Wer stimmt dagegen? - Das sind 
drei Gegenstimmen. Möchte sich jemand der Stimme 
enthalten? - Das ist nicht der Fall. Dann ist dieser Ge- 
schäftsordnungsantrag mit überwältigender Mehrheit an- 
genommen. Ich kann somit feststellen, dass damit die 
Geschäftsordnung des Bundestages gilt mit der soeben 
beschlossenen ergänzenden Maßgabe. 

Es gibt eine Reihe weiterer Anträge der Mitglieder 
der Bundesversammlung Udo Pastörs, Holger Apfel und 
Dr. Johannes Müller. Dazu gehört der Vorschlag, den 
Kandidaten die Möglichkeit zu geben, sich vorzustellen. 
Dieser Antrag ist wiederum offenkundig unzulässig, 
weil nach der unmissverständlichen Formulierung des 
Grundgesetzes eine Aussprache zu den Kandidaten nicht 
stattfindet. Deswegen ist auch über einen solchen Antrag 
gar nicht abzustimmen. 

Ich mache Sie darauf aufmerksam - bevor wir zur 
Wahl der Schriftführer kommen -, dass mich die soeben 
beschlossene Geschäftsordnung verpflichtet, die Ord- 
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Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert 

(A) nung und Würde dieser Versammlung zu wahren und ge- 
gebenenfalls gegen Störungen einzuschreiten. Ich denke 
nicht, dass das nötig werden wird, weise aber vorsichts- 
halber darauf hin, dass es Beispiele dafür gibt, dass ich, 
wenn es nötig ist, dann von diesen Möglichkeiten auch 
Gebrauch mache. 

(Beifall) 

Schließlich darf ich Sie - außer dem Hinweis, den Sie 
in Ihren Unterlagen gefunden haben - noch einmal da- 
rum bitten, dass Sie als Versammlungsteilnehmer wäh- 
rend der gesamten Sitzung hier im Saal und auch drau- 
ßen in der Osthalle, in der sich die Wahlkabinen 
befinden, weder fotografieren noch filmen. Die Mög- 
lichkeit, Erinnerungsfotos aufzunehmen, besteht zwei- 
fellos auch nach Beendigung der Versammlung in vielen 
denkbaren Personenkonstellationen, bei denen Ihrer 
Fantasie kaum Grenzen gesetzt sind. 

(Heiterkeit bei Mitgliedern der Bundesver- 
sammlung) 

Wir kommen jetzt zur Bestellung der Schriftführe- 
rinnen und Schriftführer. Ich möchte Ihnen Vorschlä- 
gen, die 42 Abgeordneten, die im Deutschen Bundestag 
diese Aufgabe wahmehmen, mit dieser Aufgabe auch 
heute zu betrauen. Mit Ihrem Einverständnis verlese ich 
die Namen nicht. Eine Namensliste ist aber selbstver- 
ständlich sowohl bei mir einzusehen wie wiederum 
vorne bei den anderen Unterlagen gegebenenfalls zu er- 
halten. Darf ich Sie fragen, ob Sie damit einverstanden 
sind, diese im Deutschen Bundestag mit dieser Aufgabe 

(B) betrauten Kolleginnen und Kollegen auch heute als 
Schriftführerinnen und Schriftführer zu besfellen? Dann 
bitte ich Sie um Ihr Handzeichen. - Ist jemand dagegen? - 
Auch da gibt es drei Gegenstimmen. Enthaltungen? - 
Keine. Dann sind damit die Schriftführerinnen und 
Schriftführer gewählt, wobei ich auf Folgendes hinwei- 
sen möchte: 

Zu den eingereichten schriftlichen Anträgen gehört 
auch der, die Schriftführer in geheimer Wahl zu besfel- 
len. Der Antrag ist zulässig, wenn auch vermutlich nicht 
erfolgversprechend; denn er wäre eine Abweichung von 
der Geschäftsordnung, die wir bereits beschlossen 
haben. Da aber, wenn wir jetzt sinngemäß die Geschäfts- 
ordnung anwenden, eine Abweichung von der 
Geschäftsordnung möglich ist - allerdings mit Zweidrit- 
telmehrheit -, frage ich jetzt, wer dem Antrag auf ge- 
heime Wahl der Schriftführer zustimmen möchte. - Drei 
Stimmen. Das wird nicht reichen. 

(Heiterkeit bei Mitgliedern der Bundesver- 
sammlung) 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist der An- 
trag abgelehnt. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Noch ein Punkt. Schließlich ist von denselben Dele- 
gierten der Antrag gestellt worden, dass jeder Wahlvor- 
schlagsträger die Möglichkeit haben solle, ein Mitglied 
der Bundesversammlung zu benennen, das als Beobach- 


ter an der Stimmenauszählung teilnehmen kann. Auch (C) 
diesen Antrag halte ich für zulässig. Deswegen lasse ich 
darüber abstimmen. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, bitte ich um das Handzeichen. - Wer stimmt da- 
gegen? - Wer enthält sich? - Der Antrag hat erkennbar 
keine Mehrheit gefunden. 

Es gibt schließlich noch einen einzelnen Personalvor- 
schlag, einen weiteren, also 43. Schriftführer zu bestel- 
len. Hier könnte man die Auffassung vertreten: Da wir 
gerade beschlossen haben, 42 Schriftführer zu besfellen, 
hätte sich der Antrag damit erledigt. Da ich nicht für aus- 
geschlossen halte, dass jemand die Rechtsauffassung 
vertreten könnte, das sei damit keineswegs konkludent 
erledigt, lasse ich auch darüber förmlich abstimmen. 

Wer dem Antrag zustimmen möchte, für die Gruppe der 
NPD Herrn Dr. Johannes Müller als zusätzlichen Schrift- 
führer zu benennen, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Wer isf dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist auch 
dieser Antrag beschieden. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Nun bitte ich den Obmann der Schriftführerinnen und 
Schriftführer, den Kollegen Jens Koeppen, und seine 
Stellvertreferin, die Abgeordnete Doris Bamett, neben 
mir Platz zu nehmen. 

Damit ist die 15. Bundesversammlung konstituiert. 

Wir kommen jetzt zum Wahlvorgang. Es liegen mir 
folgende schriftlich eingereichten Vorschläge für die 
Wahl zum Bundespräsidenten vor: 

Herr Dr. h. c. Joachim Gauck, 

Frau Beate Klarsfeld und 

Herr Dr. Olaf Rose. 

Die Vorgeschlagenen haben gemäß § 9 des Gesetzes 
über die Wahl des Bundespräsidenten schriftlich ihre Be- 
reitschaft zur Kandidatur erklärt. Ich stelle fest, dass die 
genannten Wahlvorschläge den gesetzlichen Bestim- 
mungen entsprechen. 

Sehr geehrte Mitglieder der Bundesversammlung, ich 
darf Sie nun um Ihre Aufmerksamkeit für einige Hin- 
weise zum Ablauf der Wahl bitten. Wir beginnen jetzt 
gleich mit dem Aufruf der Namen der Mitglieder der 
Bundesversammlung in alphabetischer Reihenfolge. Da- 
bei werden nachgerückte Mitglieder, die im Namensver- 
zeichnis nicht mehr alphabetisch aufgeführt werden 
konnten, am Schluss dieser Namensliste aufgerufen. 

Falls also jemand die Sorge hat, er werde vergessen, 
bitte ich um einen kleinen Augenblick Geduld. Diese ge- 
nannten Damen und Herren werden am Schluss der Na- 
mensliste aufgerufen. 

Verfolgen Sie bitte den Namensaufruf und gehen Sie 
erst dann zum Empfang der Wahlunterlagen in die Ost- 
halle, wenn Sie aufgerufen worden sind. Um in die Ost- 
halle - das ist die Halle hinter dem Präsidium - zu gelan- 
gen, verlassen Sie bitte den Plenarsaal durch eine der 
seitlichen Glastüren rechts und links neben dem Präsi- 
dium. 
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Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert 

(A) Für den ersten Wahlgang benötigen Sie den blauen 
Wahlausweis, den Sie bereits erhalten und hoffentlich 
bei sich haben. Falls weitere Wahlgänge erforderlich 
sein sollten - darauf weise ich schon jetzt vorsorglich 
hin würden dann notwendige weitere Wahlunterla- 
gen von den Schriftführern ausgegeben mit der Aus- 
gabe der Stimmzettel, die in diesem Falle neu benötigt 
würden. 

In der Osthalle geben Ihnen dann die Schriftführerin- 
nen und Schriftführer an den Ausgabetischen Ihre 
Stimmkarte und den amtlichen Wahlumschlag. Dort zei- 
gen Sie bitte Ihren blauen Wahlausweis vor, geben ihn 
aber noch nicht ab; den müssen Sie nämlich mit dem 
Stimmzettel hinterher zum Nachweis Ihrer Teilnahme an 
der Wahl abgeben. Sie kreuzen dann bitte, wenn Sie die 
Unterlagen erhalten haben, den Stimmzettel in der Wahl- 
kabine an und stecken diesen noch in der Wahlkabine in 
den Wahlumschlag, um sicherzustellen, dass die Wahl 
tatsächlich geheim stattfindet. 

Die Schriftführerinnen und Schriftführer sind gehal- 
ten, diejenigen zurückzuweisen, die ihre Stimmkarte au- 
ßerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder erst außer- 
halb der Wahlkabine in den Umschlag gelegt haben. Zur 
Beruhigung füge ich an: In einem solchen Fall kann die 
Wahl vorschriffsmäßig wiederholt werden. 

Noch ein letzter Hinweis zum Ausfüllen der Stimm- 
karten. Sie können auf der Stimmkarte nur einmal an- 
kreuzen: entweder den Namen eines Kandidaten, oder 
Sie machen ein Kreuz bei der Rubrik „Enthaltung“. 

(B) Stimmkarten mit mehr als einem Kreuz, einem anderen 
Namen oder anderen Zusätzen sind ungültig. Ungültig 
sind auch Stimmkarten, die überhaupt nicht angekreuzt 
sind. Also noch einmal: Wenn Sie sich enthalten wollen, 
kreuzen Sie bitte die entsprechende Rubrik an. Ein auf 
dem gerade genannten Wege gar nicht oder mit Zusätzen 
versehener Stimmzettel ist ungültig. 

Zur Stimmabgabe selbst betreten Sie wieder den Ple- 
narsaal durch den mittleren Eingang unter dem Adler. 
Die Wahlurnen vor dem Präsidium können Sie alle hof- 
fentlich bereits gut sehen. Dort übergeben Sie bitte ei- 
nem der Schriftführer jetzt Ihren blauen Wahlausweis. 
Anschließend werfen Sie Ihren Wahlumschlag mit der 
Stimmkarte in die Wahlurne. 

Nach Art. 54 Abs. 6 des Grundgesetzes ist gewählt, 
wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Bun- 
desversammlung erhält, das heißt, wer mindestens 
62 1 Stimmen auf sich vereinigt. 

Ich bitte nun die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Pläfze an den Tischen zur Ausgabe der 
Stimmkarten und an den Wahlurnen einzunehmen. 

Ich eröffne hiermit die Wahl und bitte, mit dem Na- 
mensaufruf zu beginnen. 

(Namensaufruf) 

Meine Damen und Herren, darf ich einen kleinen Au- 
genblick um Aufmerksamkeit bitten? Mir ist gerade der 
Wahlausweis von Frau Windisch gebracht worden, den 


sie, wo auch immer, verlegt oder verloren hat. Ohne den- (C) 
selben wird sie schwerlich abstimmen können. 

(Zuruf) 

- Umso besser, dann könnten vielleicht einer oder meh- 
rere der freundlichen Kollegen den entsprechenden Hin- 
weis geben, bei mir wäre der Wahlzettel abzuholen. 

Nachdem auch Frau Windisch erstens gefunden ist 
und zweitens ihre Stimme abgegeben hat: Darf ich fra- 
gen, ob noch jemand seine Stimme nicht abgegeben hat 
oder jemanden kennt, von dem er weiß, dass er noch 
nicht in der Wahlkabine war? - Das scheint nicht der 
Fall zu sein. Dann schließe ich die Wahl und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh- 
lung zu beginnen. 

(Unruhe) 

Wenn Sie vielleicht noch einen kleinen Augenblick 
zuhören könnten! Bis zum Vorliegen des Ergebnisses der 
Wahl unterbreche ich die Sitzung. Wir werden den Wie- 
derbeginn der Sitzung durch Klingelsignal anzeigen. Ich 
vermute, dass dies etwa 40, 45 Minuten dauern könnte, 
also schwimmen Sie nicht zu weit raus, und seien Sie 
rechtzeitig zur Verkündigung des Wahlergebnisses wie- 
der da. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.30 bis 14.18 Uhr) 

Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert: 

Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. Neh- 
men Sie bitte Platz. 

Ich gebe das Ergebnis der Wahl bekannt. Nach 
Art. 54 Abs. 6 des Grundgesetzes ist gewählt, wer die 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Bundesver- 
sammlung erhält, das heißt, wer mindestens 621 Stim- 
men auf sich vereinigt. Abgegebene Stimmen 1 232, un- 
gültige Stimmen 4, gültige Stimmen folglich 1 228. 
Enthalten haben sich 108 Mitglieder der Bundesver- 
sammlung. Auf Herrn Dr. Rose sind 3 Stimmen entfal- 
len, auf Frau Beate Klarsfeld 126 Stimmen 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

und auf Herrn Dr. h. c. Joachim Gauck 991 Stimmen. 

(Langanhaltender Beifall bei Mitgliedern der 
Bundesversammlung - Mitglieder der Bundes- 
versammlung erheben sich - Bundespräsident 
Dr. h. c. Joachim Gauck nimmt Glückwünsche 
entgegen und bekommt Blumensträuße über- 
reicht - Beate Klarsfeld nimmt Glückwünsche 
von Mitgliedern der Bundesversammlung ent- 
gegen und bekommt einen Blumenstrauß über- 
reicht) 

Meine Damen und Herren, ich stelle nun förmlich 
fesf, was alle offenkundig ohnehin längs! begriffen ha- 
ben, nämlich dass der Kandidat Joachim Gauck die er- 
forderliche Mehrheit der Stimmen erhalten hat und somit 
zum Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutsch- 
land gewählt ist. 

(Beifall) 
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(A) Sehr geehrter Herr Bundespräsident, lieber Herr 
Gauck, ich frage Sie: Nehmen Sie die Wahl zum Bun- 
despräsidenten an? 

Dr. h. c. Joachim Gauck: 

Herr Präsident, ich nehme die Wahl an. 

(Beifall) 

Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert: 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident, ich freue mich, 
dass ich Ihnen im Namen des ganzen Hauses, im Namen 
dieser Bundesversammlung herzliche Glückwünsche 
aussprechen darf Für das heute übernommene Amt 
wünsche ich Ihnen alles erdenklich Gute, eine glückliche 
Hand und Gottes Segen. 

Ich darf Sie nun bitten, zu uns zu sprechen. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Bundespräsident Dr. h. c. Joachim Gauck: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! 

Was für ein schöner Sonntag! 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Es war der 18. März, heute vor genau 22 Jahren, und wir 
hatten gewählt. Wir, das waren Millionen Ostdeutsche, 
' ' die nach 56-jähriger Herrschaft von Diktatoren endlich 
Bürger sein durften. 

(Beifall bei Mitgliedern der Bundesversamm- 
lung) 

Zum ersten Mal in meinem Leben, im Alter von 50 Jah- 
ren, durfte ich in freier, gleicher und geheimer Wahl be- 
stimmen, wer künftig regieren solle. Die Menschen, die 
damals zur Wahl strömten, lebten noch im Nachhall der 
friedlichen Revolution, als wir das Volk waren und dann 
die Mauern fielen. 

Ich selber hatte als Sprecher des Neuen Forums in 
Rostock daran mitwirken dürfen. Wir waren schon frei 
von Unterdrückung. Jetzt schickten wir uns an, Freiheit 
zu etwas und für etwas zu erlernen. Nie werde ich diese 
Wahl vergessen, niemals, weder die über 90 Prozent 
Wahlbeteiligung - das wurde heute schon erwähnt - 
noch meine eigene innere Bewegung. Ich wusste: Diese 
meine Heimatstadt und dieses graue, gedemütigte Land, 
wir würden jetzt Europa sein. In jenem Moment war da 
neben der Freude ein sicheres Wissen in mir: Ich werde 
niemals, niemals eine Wahl versäumen. 

(Beifall) 

Ich hatte einfach zu lange auf das Glück der Mitwir- 
kung warten müssen, als dass ich die Ohnmacht der Un- 
tertanen je vergessen könnte. 

. . . ich wünschte, ein Bürger zu sein. Nichts weiter. 

Aber auch nichts weniger als das. 


So hatte ein deutscher Demokratielehrer - es war Dolf (C) 
Stemberger - seine politische Haltung einmal definiert. 

Ich habe am 18. März 1990 genau denselben Wunsch 
gespürt. Ich habe damals gefühlsmäßig bejaht, was ich 
mir erst später theoretisch erarbeitet habe: dass aus dem 
Glück der Befreiung die Pflicht, aber auch das Glück der 
Verantwortung erwachsen muss und dass wir Freiheit in 
der Tiefe erst verstehen, wenn wir ebendies bejaht und 
ins Leben umgesetzt haben. 

Heute nun haben Sie, die Wahlfrauen und -männer, 
einen Präsidenten gewählt, der sich selbst nicht denken 
kann ohne diese Freiheit und der sich sein Land nicht 
vorstellen mag und kann ohne die Praxis der Verantwor- 
tung. Ich nehme diesen Auftrag an: mit der unendlichen 
Dankbarkeit einer Person, die nach den langen Irrwegen 
durch politische Wüsten des 20. Jahrhunderts endlich 
und unerwartet Heimat wiedergefunden hat und die in 
den letzten 20 Jahren das Glück der Mitgestaltung einer 
demokratischen Gesellschaft erfahren durfte. Deshalb: 

Was für ein schöner Sonntag dieser 18. März auch für 
mich! 

Ermutigend und beglückend ist es für mich auch, zu 
sehen, wie viele im Land sich in der lefzten Zeit einge- 
bracht haben und mich ermutigt haben, diese Kandidatur 
anzunehmen. Es sind Menschen ganz unterschiedlicher 
Generationen und Professionen; Menschen, die schon 
lange, und Menschen, die erst seit kurzem in diesem 
Land leben. Das gibt mir Hoffnung auf eine Annäherung 
zwischen den Regierenden und der Bevölkerung, an der 
ich nach meinen Möglichkeiten unbedingt mitwirken 
werde. (D) 

Ganz sicher werde ich nicht alle Erwartungen, die an 
meine Person und an meine Präsidentschaft gerichtet 
wurden, erfüllen können. Aber eins kann ich verspre- 
chen: dass ich mit all meinen Kräften und mit meinem 
Herzen Ja sage zu der Verantwortung, die Sie mir heute 
übertragen haben; denn was ich als Bürger anderen Men- 
schen als Pflicht und als Verheißung beschreibe, muss 
selbstverständlich auch Gültigkeit für mich als Bundes- 
präsidenten haben. Das heißt auch, dass ich mich neu auf 
Themen, Probleme und Personen einlassen werde, auf 
eine Auseinandersetzung mit Fragen, die uns heute in 
Europa und in der Welt bewegen. 

Ich danke Ihnen, den Mitgliedern der Bundesver- 
sammlung, für das mir entgegengebrachfe Vertrauen. 

Sie, die Sie hier gewählt haben, sind ja nicht nur Depu- 
tierte, sondern Sie sind auch - das ist mir voll bewusst - 
Vertreter einer lebendigen Bürgergesellschaft. Ob wir 
also als Wahlbevölkerung am Fundament der Demokra- 
tie mitbauen oder ob wir als Gewählte Weg und Ziel be- 
stimmen: Es ist unser Land, in dem wir Verantwortung 
übernehmen, wie es auch unser Land ist, wenn wir die 
Verantwortung scheuen. 

Bedenken sollten wir dabei: Derjenige, der gestaltet, 
wie derjenige, der abseits steht, beide haben sie Kinder. 

Ihnen werden wir dieses Land übergeben. Es ist der 
Mühe wert, es unseren Kindern so anzuvertrauen, dass 
auch sie zu diesem Land „unser Land“ sagen können. 

(Langanhaltender Beifall) 
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Präsident Prof. Dr. Norbert Lammert: 

Die Eidesleistung des neuen Bundespräsidenten wird 
nach dem Grundgesetz vor den versammelten Mitglie- 
dern des Bundestages und des Bundesrates erfolgen, und 
zwar am kommenden Freitag, den 23. März, hier in die- 
sem Saal. 

Bevor ich die Bundesversammlung schließe, möchte 
ich allen Mitgliedern der Bundesversammlung, den 
Schriftführerinnen und Schriftführern, insbesondere aber 
auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier im 
Hause, im Bundestag, und in den Landtagen dafür dan- 
ken, dass sie zu dem reibungslosen Ablauf beigetragen 
haben. 

(Beifall) 

Wir haben da inzwischen eine besondere Übung; das 
ist wahr. 

(Heiterkeit bei Mitgliedern der Bundesver- 
sammlung) 

Aber man macht sich vermutlich eher unzutreffende 
Vorstellungen von dem Projekt, das innerhalb der vom 
Grundgesetz festgelegten Fristen dann zu stemmen ist. 


Nicht alle politischen Projekte lassen sich in der Frist (C) 
von 30 Tagen erledigen; aber es ist doch eine schöne Er- 
fahrung, dass Demokratie nicht nur anspruchsvoll ist, oft 
auch anstrengend, sondern gelegentlich auch hocheffi- 
zient. 

(Beifall) 

Mit diesem besonders schönen Selbstbewusstsein sin- 
gen wir nun die Nationalhymne. 

(Nationalhymne) 

Meine Damen und Herren, mit dem Dank an die Mu- 
siker erkläre ich damit die 15. Bundesversammlung für 
geschlossen. 

Ich lade alle Mitglieder der Bundesversammlung, alle 
geladenen Gäste jetzt zum Empfang oben auf der Frak- 
tionsebene ein. Das Buffet ist nicht notwendigerweise 
besser, aber sicher frischer als nach drei Wahlgängen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Deswegen werden wir uns besonders gut gelaunt da 
oben wieder treffen können. 

(Schluss: 14.35 Uhr) 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht (C) 

Anlage 1 


Liste der entschuldigten Mitglieder 
der 15. Bundesversammlung 


Mitglied 


entschuldigt für 


Brinkmann (Hildesheim), SPD 
Bernhard 

Bülow, Marco SPD 

Flach, Ulrike FDP 

Nord, Thomas DIE LINKE 

Schäfer (Saalstadt), CDU/CSU 

Anita 


18 . 03.2012 

18 . 03.2012 

18 . 03.2012 

18 . 03.2012 

18 . 03.2012 


Anlage 2 

Liste der Mitglieder der 15. Bundesversammlung, die an der Wahl teilgenommen haben 


A 

Ismail Abdi 

Kai Abruszat 

Dr. Marion Ackermann 

Jens Ackermann 

Johann-Heinrich Ablers 

Doris Ahnen 

Christian Ahrendt 

Detlef Ahting 

Ilse Aigner 

Hubert Aiwanger 

Jan van Aken 

Torsten Alhig 

Katrin Alb Steiger 

Agnes Alpers 

Dieter Althaus 

Dr. Bernd Althusmann 

Peter Altmaier 

Katrin Altpeter 

Tarek Al-Wazir 

Prof. Dr. Katajun Amirpur 

Kerstin Andreae 

Dr. Halina Anton 

Holger Apfel 

Ingo Appelt 

Muhterem Aras 

Ingrid Amdt-Brauer 

Rainer Arnold 

Hans- Jörn Arp 

Christine Aschenberg-Dugnus 
Inge Asimiadis 
Peter Aumer 
Inge Aures 
Hüseyin Avgan 


B 

Dr. Wieland Backes 
Daniel Bahr (Münster) 

Christian Baldauf 
Volker Bandmann 
Dorothee Bär 

Heinz-Joachim Barchmann 

Thomas Bareiß 

Doris Bamett 

Dr. Hans-Peter Bartels 

Uwe Bartels 

Uwe Barth 

Klaus Barthel 

Norbert Barthle 

Sören Bartol 

Dr. Dietmar Bartsch 

Bärbel Bas 

Sabine Bätzing-Lichtenthäler 
Günter Baumann 
Ruth Baumann 
Monika Baumgartner 
Margarete Bause 
Marieluise Beck (Bremen) 

Volker Beck (Köln) 

Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen) 

Kurt Beck 

Dirk Becker 

Horst Becker 

Rainer Beckmann 

Dr. Günther Beckstein 

Nicola Beer 

Sigrid Beer 

Elfriede Begrich 

Cornelia Behm 

Dr. Fritz Behrens 

Herbert Behrens 

Manfred Behrens 


Veronika Bellmann 
Birgitt Bender 
Corrado Di Benedetto 
Verena Monika Bentele 
Senta Berger 
Dr. Christoph Bergner 
Gerlinde Berk 
Dr. Otmar Bernhard 
Florian Bernschneider 
Peter Beyer 
Andreas Bialas 
Susann Biedefeld 
Prof Dr. Kurt Biedenkopf 
Peter Biesenbach 
Steffen Bilger 
Karin Binder 

Lothar Binding (Heidelberg) 
Clemens Binninger 
Astrid Birkhahn 
Dr. Stefan Birkner 
Matthias W. Birkwald 
Marianne Birthler 
Mike Bischoff 
Jutta Blatzheim-Roegler 
Peter Bleser 
Heidrun Bluhm 
Sebastian Blumenthal 
Steffen Bockhahn 
Reinhold Bocklet 
Claudia Bögel 
Norbert Böhlke 
Prof. Dr. Maria Böhmer 
Jens Böhrnsen 
Hermann Bokelmann 
Gerd Bollmann 
Alexander Bonde 
Siegfried Borgwardt 


(D) 
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Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Karin Denk 

Wolfgang Bosbach 

Andreas Deuschle 

Barbara Bosch 

Reiner Deutschmann 

Volker Bouffier 

Uwe Diederichs-Seidel 

Hans- Josef Bracht 

Birgit Diezel 

Nicole Bracht-Bendt 

Katharina Digel 

Norbert Brackmann 

Hermann Dinkla 

Klaus Brähmig 

Heidrun Dittrich 

Michael Brand 

Bijan Djir-Sarai 

Ingrid Brand-Hückstädt 

Alexander Dobrindt 

Dr. Reinhard Brandl 

Renate Dodell 

Klaus Brandner 

Matthias Doht 

Helmut Brandt 

Andrea Dombois 

Willi Brase 

Dieter Dombrowski 

Dr. Ralf Brauksiepe 

Thomas Dörflinger 

Prof. Dr. h. c. Ludwig Georg Braun 

Patrick Döring 

Dr. Helge Braun 

Martin Dörmann 

Ulla Brede-Hoffmann 

Norwin Dom 

Heike Brehmer 

Katja Dömer 

Klaus Breil 

Prof. Dr. Klaus Dörre 

Ralph Brinkhaus 

Marie-Luise Dött 

Elmar Brok 

Erika Drecoll 

Rainer Brüderle 

Werner Dreibus 

Agnes Brugger 

Dr. Andreas Dressei 

Kirsten Bruhn 

Wolfgang Drexler 

Angelika Brunkhorst 

Elvira Drobinski-Weiß 

Helmut Brunner 

Dr. Wilhelm Droste 

Paul Brunner 

Gordan Dudas 

Christine Buchholz 

Garreit Duin 

Katrin Budde 

Monika Düker 

Eva Bulling-Schröter 

Martin Dulig 

Edelgard Bulmahn 

Annette Düring 

Dr. Martina Bunge 

Dr. Sepp Dürr 

Ulla Burchardt 

Christian Dürr 

Ernst Burgbacher 

Mechthild Dyckmans 

Horst Burghardt 

Martin Burkert 

Marco Buschmann 

Bernhard Busemann 

E 

Harald Ebner 

C 

Sebastian Edathy 

Ingo Egloff 

Siegmund Ehrmann 

Cajus Caesar 

Roland Eibold 

Lorenz Caffier 

Georg Eisenreich 

Johannes Callsen 

Holger Ellerbrock 

Sylvia Canel 

Regina Elsner 

Peter Harry Carstensen 

Frank Elstner 

Ralf Christoffers 

Petra Emmerich-Kopatsch 

Roland Claus 

Dr. Marianne Engeser 

Christine Clauß 

Dr. Dagmar Enkelmann 

Gitta Connemann 

Rainer Erdel 

Viola von Cramon-Taubadel 

Dr. h. c. Gernot Erler 

Petra Crone 

Klaus Ernst 

D 

Petra Emstberger 

Jörg van Essen 

Karin Evers-Meyer 

Sevim Dagdelen 

Arnulf Freiherr von Eyb 

Dr. Brigitte Dahlbender 

Bernhard Daldrup 

Inka Damerau 

F 

Dr. Peter Danckert 

Dr. Hans Jürgen Fahn 

Katja Dathe 

Prof. Dr. Bernd Faulenbach 

Helga Daub 

Siegfried Faust 

Dr. Diether Dehrn 

Hubertus Fehring 

Ekin Deligöz 

Kirsten Fehrs 

Martin Delius 

Ines Feierabend 

Emine Demirbüken-Wegner 

Dr. Thomas Feist 


Konrad Felber 

Hans-Josef Fell 

Enak Ferlemann 

Elke Ferner 

Dr. Pia Findeiß 

Ingrid Fischbach 

Hartwig Fischer (Göttingen) 

Dirk Fischer (Hamburg) 

Axel E. Fischer (Karlsruhe-Land) 

Anni Fischer 

Dr. Maria Flachsbarth 

Steffen Flath 

Klaus-Peter Flosbach 

Ansgar-Bernhard Focke 

Gabriele Fograscher 

Georg Fortmeier 

Dr. Edgar Franke 

Anne Franke 

Herbert Frankenhauser 

Angela Freimuth 

Dagmar Freitag 

Karl Freller 

Peter Frenkel 

Otto Fricke 

Paul K. Friedhoff 

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) 

Maika Friemann-Jennert 

Michael Frieser 

Erich G. Fritz 

Dr. Michael Fuchs 

Hans-Joachim Fuchtel 

Petra Fuhrmann 

Alexander Funk 

Albert Füracker 


G 

Sylvia Gabelmann 

Sigmar Gabriel 

Ingo Gädechens 

Wulf Gallert 

Dr. Thomas Gambke 

Maria Gangloff 

Dr. Heiner Garg 

Dr. Peter Gauweiler 

Rico Gebhardt 

Dr. Thomas Gebhart 

Torsten Geerdts 

Dr. Jörg Geerlings 

Wolfgang Gehrcke 

Kai Gehring 

Norbert Geis 

Dr. Edmund Peter Geisen 

Mevlüde Gene 

Evelyn Gerdes 

Michael Gerdes 

Dr. Wolfgang Gerhardt 

Dr. Karl Gerhold 

Alois Gerig 

Alfons Gerling 

Martin Gerster 

Renate Geuter 

Eberhard Gienger 

Iris Gleiche 

Michael Glos 

Günter Gloser 

Andreas Glück 

Nicole Gohlke 
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Dr. Reinhard Göhner 

Hans-Michael Goldmann 

Heinz Golombeck 

Diana Golze 

Tanja Gönner 

Dr. Thomas Goppel 

Josef Goppel 

Katrin Göring-Eckardt 

Angela Gorr 

Heike Göttlicher 

Ulrike Gottschalck 

Eva Gottstein 

Peter Götz 

Dr. Wolfgang Götzer 

Hans-Josef Graefen 

Dr. Florian Graf 

Angelika Graf (Rosenheim) 

Angelika Gramkow 
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Wolfgang Greilich 

Dieter Greysinger 

Prof Dr. Carola Griehl 

Kerstin Griese 

Leopold Grimm 

Petra Grimm-Benne 

Reinhard Grindel 

Hermann Gröhe 

Michael Groschek 

Michael Groß 

Gerrit Große 

Clemens Große Macke 
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Annette Groth 
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Manfred Grund 
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Dr. Robert Habeck 
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Thomas Hacker 
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Dr. Andre Hahn 

Florian Hahn 
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Dr. Hildegard Hamm-Brücher 

Heike Hänsel 


Dr. Christel Happach-Kasan 
Dr. Stephan Harbarth 
Jürgen Hardt 
Rebecca Harms 

Michael Hartmann (Wackernheim) 

Dr. Reiner Haseloff 

Gerda Hasselfeldt 

Britta Haßelmann 

Peter Hauk 

Gaby Hauptmann 

Heinz-Peter Haustein 

Ingrid Heckner 

Peter Heesen 

Heinrich Heidel 

Wilhelm Heidemann 

Dr. Matthias Heider 

Helmut Heiderich 

Hubertus Heil (Peine) 

Mechthild Heil 
Peter Heimrich 
Dr. Rosemarie Hein 
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Dr. Florian Herrmann 
Joachim Herrmann 
Jürgen Herrmann 
Winfried Hermann 
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Dr. Wolfgang Heubisch 
Ansgar Heveling 
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Peter Hintze 
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Anlage 4 


(C) 


Liste der 
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Aumer, Peter 
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Tack, Kerstin 
Tauber Dr., Peter 
Voß, Johanna 
Weiss (Wesel I), Sabine 
Wichtel, Peter 


Antrag 

der Mitglieder der Bundesversammlung Udo 

Pastors, Holger Apfel und Dr. Johannes Müller 

Die Bundesversammlung möge beschließen: 

Die von den Bundesländern Bayern, Baden- Württem- 
berg, Brandenburg, Berlin, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen entsandten Wahlmänner sind von ihren 
Landtagen nicht ordnungsgemäß gewählt worden. 

Sie sind daher nicht Mitglieder der 15. Bundesver- 
sammlung geworden und dürfen an ihren Beratungen 
und Beschlußfassungen, insbesondere an der Wahl des 
Bundespräsidenten, nicht mitwirken. 

Begründung: 

Die von den Landtagen der Länder Bayern, Baden- 
Württemberg, Brandenburg, Berlin, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen entsandten Delegierten sind 
nicht Mitglieder der 15. Bundesversammlung, weil sie 
unter Verstoß gegen § 4 Abs. 3 BPWahIG sowie den 
Grundsatz der Freiheit der Wahl „en bloc“ gewählt wor- 
den sind. 


Gemäß § 4 Abs. 3 BPWahIG werden die von den 
Ländern zu entsendenden Mitglieder der Bundesver- 
sammlung nach Vorschlagslisten unter Anwendung des 
Höchstzahlverfahrens d'Hondt gewählt. Diesen Anforde- 
rungen genügen die Wahlen in den genannten Bundes- 
ländern nicht; vielmehr fand dort eine vom Gesetz nicht 
vorgesehene Blockwahl statt. 


(D) 


Zwar läßt § 4 Abs. 3 BPWahIG auch die Aufstellung 
eines gemeinsamen Wahlvorschlages mehrerer Fraktio- 
nen zu, doch wurde dies in den genannten Bundeslän- 
dern nicht praktiziert. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
müßte fortlaufend durchnumeriert sein, während bei den 
hier durchgeführten Wahlen jede einzelne Landtagsfrak- 
tion hinsichtlich der Ersatzkandidaten über eine eigene 
Unterliste verfügte. 


Folglich wurde in den betreffenden Bundesländern 
nicht über einen gemeinsamen Wahlvorschlag abge- 
stimmt, sondern „en bloc" über verschiedene Listen. 
Dies ist mit der Vorgabe des § 4 Abs. 3 BPWahIG nicht 
vereinbar. 


Darüber hinaus liegt ein Verstoß gegen den Grundsatz 
der Freiheit der Wahl vor. Die Landtagsabgeordneten, 
denen eine solche Blockliste vorgelegt wird, haben keine 
Freiheit der Wahl zwischen den verschiedenen Listen, 
sondern können ihr nur entweder in Gänze zustimmen 
oder sie komplett ablehnen. 

Diese Auffassung wird von führenden Staatsrechtlem 
geteilt. So sprachen Prof Dr. Martin Morlok, Prof Dr. 
Ulrich Battis, Prof Dr. Hans Meyer und Prof Dr. Hans 
Hugo Klein in der Spiegel-Ausgabe 23/09 schon anläß- 
lich der Delegiertenwahlen zur 13. Bundesversammlung 
von einem „ganz eindeutigen Verfassungsverstoß“. 
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Die Wahl der entsprechenden Landesdelegierten ist 
nach alledem unwirksam. Würden diese Wahlmänner 
gleichwohl an der Wahl des Bundespräsidenten mitwir- 
ken, wäre diese Wahl ebenfalls unwirksam und müßte 
- wie auch schon die Wahl von Prof Dr. Horst Köhler 
und Christian Wulff - von den Antragstellern vor dem 
Bundesverfassungsgericht im Organstreitverfahren an- 
gefochten werden. 


Anlage 5 

Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE sowie der 

Abgeordneten der Freien Wähler in der 

15. Bnndesversammlnng 

Vereinbarnng znr Geschäftsordnnng der 

15. Bnndesversammlnng 

Die 15. Bundesversammlung wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
findet sinngemäß auf die 15. Bundesversammlung mit 
der folgenden Maßgabe Anwendung: 

Geschäftsordnungsanträge und andere Anträge kön- 
nen nur schriftlich gestellt werden. Eine mündliche Be- 
gründung und eine Aussprache finden nicht statt. 


Anlage 6 

Antrag 

der Mitglieder der Bnndesversammlnng Udo 

Pastors, Holger Apfel nnd Dr. Johannes Müller 

Geschäftsordnnng 

Die Bundesversammlung möge folgende Geschäfts- 
ordnung beschließen: 

„§1 

Die Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten 
erhalten Gelegenheit, sich bis zu 30 Minuten in freier 
Rede vorzustellen. Eine Aussprache hierüber findet ge- 
mäß Art. 54 Abs. 1 Satz 1 GG nicht statt. 

§2 

Jeder Wahlvorschlagsträger hat die Möglichkeit, ein 
Mitglied der Bundesversammlung zu benennen, das als 
Beobachter an der Stimmenauszählung teilnehmen kann. 

§3 

Im übrigen gilt die Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages entsprechend.“ 

Begründung: 

Eine persönliche Vorstellung der Kandidaten ist erfor- 
derlich, damit sich die Mitglieder der Bundesversamm- 
lung einen aussagekräftigen Eindruck von den zur Wahl 
stehenden Kandidaten gewinnen können. Die Wahl des 
Bundespräsidenten durch die Bundesversammlung 


würde zu eine reinen Farce verkommen, wenn die Abge- (C) 
ordneten über Personen abstimmen müßten, die sich gar 
nicht kennen und über die sie überhaupt nichts wissen. 

Die Vorstellung der Kandidaten ist umso notwendi- 
ger, als die Kandidaten - anders als bei fniheren Bundes- 
versammlungen - nicht auf der Intemetseite des Deut- 
schen Bundestages vorgestellt wurden. 

Es steht daher zu besorgen, daß viele Mitglieder bis 
zur Eröffnung der Bundesversammlung noch gar nicht 
wußten, daß drei Kandidaten zur Wahl stehen. 

Das Ausspracheverbot des Art. 54 Abs. 1 Satz 1 GG 
steht dem nicht entgegen. Dieses besagt lediglich, daß 
keine Personaldebatte über die einzelnen Kandidaten 
stattfinden darf, weil ansonsten die Gefahr einer Beschä- 
digung des Amtes des Bundespräsidenten bestünde. Eine 
persönliche Vorstellung stellt aber schon begrifflich 
keine Aussprache im Sinne einer Personaldebatte dar, so 
daß eine Beschädigung des Amtes nicht zu besorgen ist. 

Jeder Wahlvorschlagsträger sollte das Recht haben, 
ein Mitglied der Bundesversammlung zu benennen, das 
bei der Auszählung der Stimmen als Beobachter anwe- 
send sein darf Dies ist erforderlich, um eine ordnungs- 
gemäße und unverfälschte Stimmenauszählung zu ge- 
währleisten. 

Das Bundesverfassungsgericht weist in seinem Be- 
schluß vom 14. März 2012 (2 BvQ 16/12) daraufhin, 
daß eine Regelung in der Geschäftsordnung bezüglich 
der Teilnahme von Beobachtern an der Stimmenauszäh- 
lung in der Bundesversammlung durchaus möglich ist. , . 


Anlage 7 

Antrag 

der Mitglieder der Bnndesversammlnng Udo 

Pastors, Holger Apfel nnd Dr. Johannes Müller 

Wahl der Schriftführer 

Die Bundesversammlung möge beschließen: 

Die Schriftführer werden in geheimer Wahl gewählt. 

Begründung: 

Eine geheime Wahl der Schriftführer erscheint sach- 
gerecht, damit jedes Mitglied der Bundesversammlung 
seine Wahlentscheidung unbeeinflußt und ohne Furcht 
vor Nachteilen ausüben kann. 


Anlage 8 

Antrag 

der Mitglieder der Bnndesversammlnng Udo 
Pastors, Holger Apfel nnd Dr. Johannes Müller 

Wahlvorschlag znr Wahl der Schriftführer 

Für die Gruppe der NPD: 

Dr. Johannes Müller 
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